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Datum: 06.03.2018 

 
 
 

A N T R A G 
der SPD-, FDP- und FW-Fraktion, Fraktion Bündnis 90/Die Grünen  
an die Verbandsversammlung 

 
 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag Reaktion zum Flyer des Hessischen Städtetages 
zur "Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes" vom 24.01.2018 
 
Beratungsfolge  Termin Entscheidung 
Verbandsversammlung 07.03.2018 beschließend 

 
 
Finanzielle, personelle und organisatorische Auswirkungen 
 

 
 

Finanzielle Auswirkungen im laufenden Haushaltsjahr / Wirtschaftsjahr?  ☐ Nein    ☐ Noch nicht absehbar     ☐ Ja, € 

Stehen Mittel zur Verfügung? ☐ Nein   ☐ Ja Produkt / Sachkonto: 
Wird ein Antrag auf überplanmäßige / außerplan-
mäßige Ausgaben gestellt?   ☐ Nein     ☐ Ja 

Ist die Begründung der Unabweisbarkeit der Kosten in 
Sachverhaltsdarstellung enthalten?  ☐ Nein   ☐  Ja   Ja 

Finanzielle Auswirkungen in den Folgejahren?   
☐ Nein     ☐ Noch nicht absehbar       ☐ Ja, € 

Auswirkungen auf den Stellenplan im lfd. Haushalts- / Wirtschaftsjahr? 

☐ Nein        ☐  Noch nicht absehbar       ☐ Ja 

Sonstige personelle / organisatorische Auswirkungen 

☐ Nein     ☐ Noch nicht absehbar     ☐ Ja    

Auswirkungen auf den Stellenplan in den Folgejahren? 

☐ Nein        ☐ Noch nicht absehbar        ☐ Ja 

Sonstige personelle / organisatorische Auswirkungen 

☐ Nein     ☐ Noch nicht absehbar     ☐ Ja 

Kosten insgesamt 

€   

 

Belastung LWV 

€   

Beteiligung Dritter 

€   

Ergänzende Darstellung zu den finanziellen Auswirkungen 

siehe unter Ziffer    der Begründung. 

 Veranschlagung 

im Teilergebnishaushalt 

☐   

im Teilfinanzhaushalt 

-Investitionstätigkeit- 

☐  

 

 

☐ Nein 

 

 

☐ Ja        

 

€                

€                

Sachkonto 
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Beschlussvorschlag 
 
Die Verbandsversammlung möge beschließen: 

 
Der Verwaltungsausschuss wird aufgefordert, umgehend eine Reaktion zum Flyer des Hessischen 
Städtetages zur „Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes in Hessen“ vom 24.01.2018 abzugeben. 
Die unqualifizierten Vorwürfe gegen die erfolgreiche Arbeit des Landeswohlfahrtsverbandes 
Hessen in der Eingliederungshilfe können nicht unbeantwortet bleiben. Zur Aufklärung sollen auch 
die Fakten über die mögliche Zuständigkeit der Eingliederungshilfe sachlich dargestellt werden. 
 
 
Begründung 
 
Die Begründung erfolgt mündlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Stefan Reuß               Michael Thiele                      Dr. Stefan Naas         Albrecht Fritz                                      
Vorsitzender der  Vorsitzender der Fraktion          Vorsitzender der           Vorsitzender der  
SPD-Fraktion                 Bündnis 90/Die Grünen             FDP-Fraktion                FW-Fraktion  

 




